
 
 

Präambel: 

 

I. Die Weltgesundheitsorganisation empfiehlt, den nächtlichen Fluglärm auf weniger als 40 Dezibel zu 
reduzieren, weil Fluglärm oberhalb dieser Werte mit schädlichen gesundheitlichen Auswirkungen 
verbunden ist. 

 

II. Das Umweltbundesamt fordert ein Nachtflugverbot für stadtnahe Flughäfen. 
 

III. Der Stadtrat von Leipzig hat in den letzten 10 Jahren in mehreren Stadtratsbeschlüssen die 
Umsetzung der im Planfeststellungsbeschluss zugesagten Maßnahmen zum Schutz der Leipziger 
Bevölkerung gefordert. Diese Anträge wurden von der sächsischen Landesregierung bisher alle 
abgelehnt. 

 

IV. Ratsversammlung und Stadtverwaltung Leipzig lehnen den Ausbau des Flughafens zu einem 
europäischen Frachtdrehkreuz ab, da damit eine weitere Zunahme „des jetzt schon 
gesundheitsgefährdenden Fluglärms verbunden ist.“ 

  

V. Mit 1,77 Tonnen CO2-Ausstoß pro Start und Landung ist der Flughafen Leipzig-Halle der 
klimaschädlichste Flughafen Deutschlands. 

 

Forderungen 

 

Auf der Grundlage vorgenannter Punkte fordern wir die regierungsbildenden Parteien auf, folgende 
konkreten Maßnahmen zum Lärm- und Klimaschutz in das zu erarbeitende Regierungsprogramm des 
Landes Sachsen aufzunehmen:  
 
1. Festschreibung einer Obergrenze für nächtliche Starts und Landungen von 75 pro Start- und 

Landebahn. Davon maximal 25 pro SLB in der Nachtkernzeit. 
 

2. Gleichmäßige Verteilung der nächtlichen Starts und Landungen auf beide Start- und Landebahnen, wie 
im Planfeststellungsbeschluss als Auflage fixiert. 

 
3. Begrenzung der „Kurzen Südabkurvung“ auf 30 Tonnen, wie im Planfeststellungsverfahren zugesagt 

und vom Bundestag beschlossen. 
 
4. Festschreibung einer Obergrenze von 130.000 Tonnen CO2/Jahr des bei den durch Starts und 

Landungen verursachten CO2-Ausstoßes. 
 
5. Kein weiterer Ausbau des Frachtflugbetriebes und der damit verbundenen Lärm- und Klimabelastung. 

 
 
Wir lehnen kategorisch Alibiformulierungen und Maßnahmen ab, die bezüglich der Lärm- und CO2-
Werte nicht konkret kontrollierbar sind und die die Verringerung der aktuellen Belastungen in die 
Zukunft verschieben.  
 
Leisere Flugzeuge, Lärmentgelte, Fluglärmschutzbeauftragter, Zusammensetzung der FLK als tatsächliche 
Interessensvertretung der Bevölkerung sind selbstverständliche Maßnahmen, die nicht in ein 
Regierungsprogramm aufgenommen werden müssen!   
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